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Kläger und Revisionsbeklaötero

Der 9„ Senat des Bundessozialöerichts hat düf münd—

liche Verhandlunb in der Sitzung vom 250 April 1968

durch

Senatspräsident Dr„ N e u h a u s
— Vorsitzender —‚

Bundesrichter Drc M a i s c h und

Bundesrichter S c h i n d l e r ‚
Bundessozialrichter K u h n e r t und

Bundessozialrichter Dr° G e n e n b e r

für Recht erkannt;

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Rheinland—Pialz vom 8° Januar

1965 aufgehobeno

Das Urteil des Sozialgerichts Koblenz vom 150 Uezeme

ber 1961 und der Bescheid des Beklagten vom 2° Juni

1961 idF vom 500 Auöust 1961 werden dahin abgeändert,

daß dem Kläger von dem zurückgeforderten Betrag

50„—— DM zu belassen sind„ Im übriben wird die Sache

zur erneuten Verhandlunb und Entscheidung an das

Landessozialgericht zurückverwiesen°
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Der Kläger (ehemals Amtsangestellter‚ jetzt Amtssekretär) be—

205 &emäß Bescheid vom 150 Mai 1960 Versorgunßsrente nach einer

Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 70 voHoo Der Gesamtzahl—

betrag von 99‚—— DM monatlich vom 10 April 1960 an setzte sich

aus der Grundrente von 80‚—— DM„ der Ausgleichsrente von 147——

DM und dem Ersatz für Mehrverschleiß an Kleidern und Wäsche v0n

53—— DM zusammeno Die auf Grund des Ersten Neuordnungsbesetzes

(1„ KOG) vom 270 Jüni 1960 (BGBl I 455) auf 105‚—— DM erhöhte

GrundräntG wurde vom 1° August 1960 an ohne Erteilung eines Be—

scheides gemäß einer Kassenanweisung gezahlto Durch Neufeststel—

lun„sbescheid vom 20 Juni 1961 wurde die Rente nach dem 10 NOG

neu„ und zwar'die Ausgleichsrente endgültig für die Zeit vom
1° Juni 1960 bis zum 510 Juli 1961 fest„estelltn Dabei wurde
„
die ab 10 April 1961 eingetretene Erhöhung des Bruttoeinkommens

des Klägers auf 616,—— DM (ausschließlich der von der Dienst—

behörde gewährten hinderzuschläge von 65„—— DM) berücksichtig‚to

Es erbab sich für den Festt}ellungszeitrdüm ein Nettoeinkommen

von 50627‚52DM„Der Betrag„ der bei einer manum70 voHodie
Zahlun5 einer Ausöleichsrente ausschloß9 wurde mit monatlich

340‚—— DM angesetzt und für den Abrechnungszeitraum mit 40760,——

DM errechnet° Es verblieb ein die Zahlung einer Ausgleichsrente

— im Sinne der 5% 55 a und 53 b Abs„ 4 Buchsto b des Bundes—

versorbungsgesetzes (BVG)
— ausschließender Betrag von 100675——

DMC Da der Ehegattenzuschla$ von monatlich 25,—— DM (5 55 a BVG)

und der nach 5 55 b Abs„ 4 Buchst() b BVG auf das Nettoeinkommen

anzurechnende Teil der Kinderzuschläge ebenfalls 10067‚—— DM

betrug‚ wurde ein Anspruch auf Ausgleichsrente abbelehnt„ eine

Überzahlung von 1963u— DM festgestellt und dieser Betrag zurück—

5eiorderto Insgesamt ergab sich einschließlich des Ersatzes für

Kleider— und Wäscheverschleiß sowie der Grundrente von 105„—— DM

ein monatlicher Zahlbetrag von 110‚—— DM„ Der Ersatz für Kleider—
und Wäscheverschleiß wurde durch Bescheid vom 90 August 1961 um

‘Ü;—— DM ab 10 Juni 1960 erhöht„ Der gegen die Höhe der Backfor—

dérunb eingelegte Widerspruch9 mit dem der Anspruch auf den

"Schonbetrab" von 59——DM monatlich gemäß 5 60 a Abso 2 BVG bel—
tend gemacht wurde? war erfolgloso

Das Sozialgericht (SG) änderte durch Urteil vom 150 Dezember 1961
den Bescheid vom 20 Juni 1961 idF des Widerspruchsbeecheides vom

'7_9...
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500 August 1961 ab und verurteilte den Beklagten, einen Be—

scheid darüber zu erteilen, daß 70,—— DM von dem überhobenen

Betrag von 196,—— DM abzusetzen seieno Es ließ die Berufung

zu, Der Beklagte hat Berufung, der Kläger Anschlußberufung

mit dem Antrag eingelegt, das Urteil des SG zu ändern und den

Beklagten zu verurteilen, den überhobenen Betrag von 196,—— DM

in Ausgabe zu belassen„ Durch Urteil vom 80 Januar 1965 hat

das Landessozialbericht (LSG) die Berufung des Beklagten zu—
rückbewiesen, auf die Anschlußberufung des Klägers das Ur—

teil des SG und den Bescheid vom 2° Juni 1961 idF des Beschei-

des vom 500 August 1961 abgeändert und festgestellt, daß ein

Anspruch auf Rückforderung überhobener Ausgleichsrente nicht

besteheo Nach 5 1 Abs„ 5 des Art, IV des 1° NOG trete eine

durch dieses Gesetz hervorgerufene Minderung oder Bntziehung

der bisher gewährten Bezüge mit Ablauf des Monats ein, der

auf die Zustellung des Bescheides folge, frühestens nach Ab—

lauf des sechsten Monats, der auf die Verkündung dieses Ge—

setzes folgeo Da der Neufeststellung$bescheid, mit dem die

Ausgleichsrent0 entzoEen wurde, im Juni 1961 zugestellt wor—
den sei, habe eine Entziehung der Ausgleichsrente für die

hier zu erörternde Zeit vom 1„ Juni 1960 bis 510 Juli 1961

nicht in Betracht kommen könneno Deshalb sei die Rückforderung

des Betrages von 196‚—— DM zu Unrecht erfolgto Dem Einwand

des Beklagten, Art° IV % 1 Abs° } des 10 NOGkönne hier
keine Anwendung finden, weil<ie nach diesem Gesetz festge—

stellten Bezüge (Grundrente 105,—— DM, Kleiderverschleiß

5‚—— DM = 110,—— DM) höher seien als die bisher gewährten
Bezüöe (Grundrente 80‚—— DM, Ausgleichsrente 14,—— DM, Klei—
derverschleiß 5,—— DM = 99‚—— DM), könne nicht gefolgt wer—
den() Zu Unrecht werde hier die Summe der früheren Bezüge

der Summe der neuen Bezüge gegenübem,estellt° Bei diesem

Verfahren würde ein Berechtigter der im Gesetz vorbesehenen

Vergünstibung verlustig 6ehen‚ wenn trotz des Wegfalls einer

einzelnen Hentenbezugsart die Gesamtgebührnisse nicht niedri—

ger als die früheren seien, während sie dem zu5ute käme, der

nur eine einzige in Wegfall kommende Rente beziehe, Das sei mit

dem Wortlaut und dem Sinn des Gesetzes nicht zu vereinbaren,

wonach eine zu mindernde oder zu entziehende Rente für eine
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bewisse Zeit zu belassen seio Aber auch wenn man der Auffassung

des Beklagten folgen wollte7 würde die Rückforderung nicht be—

rechti5t seine Das V rsoruungsamt (VersorgA) habe die zu ent—

ziehende Ausgleichsrente weiter gewährt und darüber hinaus ab

10 August 1960 die erhöhte Grundrente ausbezahlto Nur dadurch

sei es zu der Überhebung gekommen’ die allein von dem Beklabten

zu vertreten seio Anöesichts der Dauer der Weiterzahlung der

Aus&leichsrente und im Hinblick auf den Wortlaut des Arte IV

% 1 Abs° 3 des 10 NOG habe der hläber darauf vertrauen dürfen7

daß ihm die Ausgleichsrente bis zur Zustellunb des Neufest—

stellunbsbescheides zusteheo Unter diesen Umständen würde die

nuckforderunb be5en Treu und Glauben verstoßeno

Mit der zuöelassenen Revision ruht der Beklabte Verletzung des

Arte IV 5 1 Abs„ 5 des 10 NOG„ Unter den Begriff "Bezübe" im
Sinne dieser Vorschrift fielen alle Leistungen? die nach dem

BVG Öevährt würden; es sei auf die Summe der Bezüge abzustellen°

Auch liege die Voraussetzung einer "durch dieses Gesetz hervor;

gerufenen Minderunb oder entziehung" offensichtlich nicht vor;

die Minderung der Bezüge stehe mit der ÄnderunB der wirtschait—

lichen Verhältnisse in Zusammenhang)-o Da auf Grund der Feststel—

lungen in dem anöefochtenen Bescheid keine Ausgleichsrente

mehr bezahlt würde, habe auch kein Feststellungszeitraum zu

laufen bebonneno Der "Schonbetrag" werde aber nach 5 60 a Abso2
BVG nur für die im Feststellunbszeitraum vorläufig bezahlte

Auscleichsrente zugestandeno Der Beklabte wendet sich auch geben

die Feststellung des LSG, der Kläger habe darauf vertrauen dür—

i‘en7 daß ihm die Ausgleichsrente bis zur Zustellung des Neufest—

stellunbsbescheides zuöestanden habe; es habe nicht die Folge—

rung ziehen dürfen‚ daß unter diesen Umständen die Rückforderung

der Uberzahlun5 5e5en Treu und Glauben verstoße°

Der Beklagte beantragt‚

das Urteil des LSG vom Bo Januar 1965 und das des
5G vom 150 Dezember 1961 aufzuheben7 die Anschlußbe—

rufun5 des Klä5ers zurückzuweisen und die Klage beben

pien Bescheid vom 20 Juni 1961 idF des Widerspruchsbe—

cheides vom 500 Aubust 1961 abzuweisenoU
)
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Der Kläger beantragt?

die Revision als unbegründet zurückzuweisen°

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und frist—

gerecht eingelegt und begründet werden und deshalb zulässig

(5% 162 Abso « Nro 1, 164, 166 des Sozialgericht35esetzes
—SGG—)o Sachlich ist sie teilweise und im übrigen im Sinne

einer Zurückverweisunb der Sache bebründeto

Streitib ist die nechtmäßigk€it der mit Bescheid vom 20 Juni

1961 festgestellten Rückforderung des Beklagt@h von 196,——DMC
bach der Auffassunb des Klägers hätte ihm ein Schonbetrag von

monatlich 5,—_DMgemäß%60 a Abs° 2 BVGidF des 40 nee (nF)
für den Abrechnungszeitraum vom 10 Juni 1960 bis zum 510 Juli

1961 (14 Monate = 70,—— DM) und auch der Restbetrag von 126‚——

DM aui Grund des Arto IV 5 1 Abs„ 5 des 10 h0G belassen werden

müssen°

Uhr Bescheid vom 20 Juni 1961 enthält die Neufeststellunü der
irüheren Bezüge des Klägers gemäß Art° IV % 1 des 10 hOG und
die endgültige Feststellung der Ausbleichsrente für den Fest—

stellungszeitraum vom 10 Juni 1960 bis zum 51„ Juli 1961 nach

@ 60 a BVG nF° Bei der auf Grund des 1° NOG von Amts wegen

durchzuführenden und durchgeführten Neufeststellung der Ver—

sorgunbsbezübe war Art° IV @1 Abs° 5 des 10 hOG zu beachten°

Danach tritt, wenn die auf Grund des 10 h0G fest_estellten
Bezüge niedriber als die bisher gewährten Bezü5e sind oder

diese entfallen, eine durch dieses Gesetz hervorberufene

Minderunö oder Entziehung mit Ablauf des Monats ein, der

auf die Zustellunb des Bescheides folgt (die zweite dort be—

stimmte Alternative scheidet hier aus)o Bei dieser Vorschrift

handelt es sich also um eine Besitzstandsklausel, durch die

eine Schlechterstellung begenüber den nach früherem Recht

bewährten Bezüöen für einen bestimmten Zeitraum verhindert
werden soll° Voraussetzung ist, daß die nach dem 10 NOG fest—

bestelltcn "Bezüge" niedriger als die bisher öewährten Bezüge

sind oder diese entfallen und es sich um eine "durch dieses

Gesetz" hervorberufene Minderung oder Entziehunö handeltc Da—
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raus ergibt sich‚ daß nicht auI die Minderung der einzelnen den—

tenansprüche (zoBo Grundrente9 ausgleichsrente) abzustellen ist,

sondern daß die früher gewährten Bezüge mit den Gesamtbezüben

zu verbleichen sind? die auf Grund der Anwendunb des 40 ROG

festgestellt werdeno Die Auffassung des LSG, es könne beim Weg—

fall einer einzelnen Rentenbezugsart nicht auf die Summe der Be—

züge ankommen, weil bei dieser Auslegung die Vorschrift (nur)

dem zubute Komme‚ der eine einziöe in Wegfall kommende Rente be—

ziehe? verkennt9 daß nach dem Sinn und dem Wortlaut der Vorschri■;

nur der finanzielle Besitzstand als Ganzes für den im Gesetz be—

stimmten Zeitraum unbeschmälert erhalten bleiben solle Wird die—

ser Sinn der Vorschrift béachtet‚ so kommt sie in gleicher Weise
allen Rentenempiängern„ deren Rente gemindert werden muß? zugute‚

auch denen7 die eine aus mehreren Ansyrüchen zusammengesetzte

Heute erhaltene Im übrigen darf nicht übersehen werden? daß @ 1

Abso 5 des Arte IV des 40 NOG dem 5 86 Abs„ 4 Satz 5 BVG idF vom

200 Dezember 4950 (BGBl 791) nach5ebildet isto Bei der Einführunb

des BVG aber konnte der Vergleich zwischen den nach diesem Gesetz

Iestöestellten Bezügen und den bisher gewährten Bezügen sich nur

auf die Gesamtrente beziehen? weil für das frühere Recht keine

In der amerikanischen Zone (Kriegsbeschädiöten—Leistunbsgesetz)

und der britischen Zone (Sozialversicherungsdirektive 27) sowie

im Land Baden—Württemberg—Hohenzollern wurde die Rente nach den

Grundsätzen der gesetzlichen Uniallversicherung9 einem abgestui—

ten oder einneitliohen Jahresarbeitsverdienst7 bemesseno Daneben

bab es im Land Nordrhein—Westfalen 1ür die Beschädibten„ die er—
werbsunfähig waren oder Pflegebeld be205en„ einen Zuschlabo Im

Land Rheinland—Pfalz wurden feste Rentensätze bewährt5 Schwerbe—

schädibte erhielten außerdem eine als Kannversorgung vorgesehene

Zusatzrente; auch Witwen und Waisen konnten eine Zusatzrente er—
halteng Im Land Baden wurden unter teilweiser Einschränkung der

Leistungen noch die alten Versorgungsgesetze (Reichsversorgunbs—

besetz —RVG— und Wehrmachtsfürsorbe— und%7ersorgungsbesetz)

angewendeto Das RVG bewährte Schwerbeschädibten neben der nach

der MdB abgestuften Rente im Falle des Bedürfnisses eine Zusatz—

rente‚ auch Witwen und Waisen erhielten eine Zusatzrente; das

Wehrmachtsfürsorge— und —Versorbungsgesetz gewährte Beschädibten
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ein nach dem Grad der Versehrtheit bemessenes Versehrten—

beld in vier Stufen und danéqubei Arbeitsverwendunbsun—
fähigkeit eine AVU—Rente(vgl° die Zusammenstellung in
Deutscher BT 10 Wahlpero 4949 Drucksoiööö, Begründung zum

hntwur£ides BVG SO 58 bis 42)0 Wenn also die Vorschrift

des @ nö Abso ? Satz 5 BVG notwendig von den Gesamtbezügen

ausgehen mußte und diese Vorschrift als Vorbild inhaltlich

in das 10 NOG übernommen wurde, so ist davon auszugehen‚

daß auch mit dieser neuen Vorschrift nur die Summe der

früheren Bezüge gewährleistet werden sollte(} Ein weiterer

vAnhalt für diese Auslegung ergibt sich aus der hntstehungs—

beschichte des Arte IV % ? Abs° } des 10 NOGo Im negierungs—

entwurf war zunächst unter Arte III % 1 Abs° 3 zubunsten der

P„lebezulageempfänger eine negelung vorgesehen? die ihnen

auf die Dauer die früheren Versorguhgsbezübe insoweit be—

ließ‚ als die nach dem io hOG festgestellten Bezübe durch

die Anrechnunb nach S 55 Abs„ 4 Satz 2 des Entwurfs (dies

entspricht % 55 b Abs() 4 Satz 2 des Gesetzes) niedriber
als die bisheriüen B„zube waren° Anschließend war bestimmt‚

daß "im übriben" eine durch dieses Gesetz hervorgerufene
"Minderung oder hntziehung"*mit Ablauf des Monats eintritt,

der auf die Zustellung des Bescheides folöt7 frühestens

nach Ablauf des sechsten Monats, der auf die Verkündunö

des Gesetzes folgt (Deutscher ET 50 Wahlper° Druckso■ää9

50 20)° Diese zubunsten des Empfängers einer Pflegezu—
lebe vorbesehene Ausnahmeregelunb wurde in das Gesetz nicht

übernommen; statt dessen wurde nur noch ganz allgemein

der Veröleich der bisher gewährten Bezübe mit den nach

diesem Gesetz festbestellten niedriberen Bezügen vor5e—
schrieben und damit zum Ausdruck gebracht‚ daß allein

der Gesamtbetrab maßgebend sein soll°

Die weitere Voraussetzunö in Art° IV % 4 Abs° 5 des ■ONOG,

daß die Minderunö oder Entziehunö "durch dieses Gesetz"
hervoröeruren sein muß? bedeutet, daß Änderunöen des An—
spruchs‚ die auch ohne das Inkrafttreten des io NOG zu

einer Minderung der Rente geführt hätten‚ außer Betracht
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zu bleiben haben° Gemeint sind damit insbesondere die Neu—

feststellungen, die schon auf Grund der Anwendung des BVG

'idF vom 10 Juli 1957 (BGBl I 661) —aF—zu einer Kürzung der
ßente geführt hätten9 insébsondere bei einer (tatsächlichen)

wesentlichen Änderung deräVerhältnisse im Sinne des 5 62

Absc 1 BVG?und zwar gemäß $ 60 Abs° 2 Satz 2‚ 20 Halbs„

BVGaF bei einer Minderung der. Ausgleichsrente durch Cinin

höheres Einkommen rückwirkend mit Ablauf des Monats„ in dem

die Voraussetzungen für die bis dahin gewährten Bezüge W65—

öefallen sind° Denn Art„ IV 5 1 Abso 5 Satz 2td@S 10 NOG

schreibt vor, daß Arte I % 62 unberührt bleibt„ Das bedeutet
in Verbindunb mit dem vorherbehenden Satz, daß Rentenminde—

runben auf Grund einer ohnedies nach % 62 Abso 1 BVG erfor—

derlichen Neufeststelluhg nicht unter den durch Arto IV

% 1 Abso } Satz 1 des 10 N00 besicherten Besitzstand fallen
(so auch BSG Urteil vom 190 Dezember 1938 — 8 RV 827/56 —
zu % 86 Abs„ 1 Satz 5 BVG idF vom 200 Dezember 1950)0 Bei

dem hläger sind die Voraussetzungen des Arta IV % 1 Abso 5

Satz 1 des 10 NOG schon deshalb nicht erfüllt? weil ihm

durch den Bescheid vom 20 Juni 1961 keine öeringere Gesamt—

rente zubebillibt worden ist, als er nach früherem Recht

erhalten hatte° Den im Bescheid vom 20 Juni 1961 bewillig—

ten Bezügen von 110‚—— DM monatlich standen die im Bescheid

vom 150 Mai 1960 zuerkannten Gesamtbezüge von 99‚—— DM ge-

oenübero Im Bescheid vom 150 Mai 1960 war eine Grundrente

von 80‚—— DM und unter Zugrundlegung einer Einkommensgrenze

von 205‚—— DM ab 10 April 1960 eine Ausgleichsrente von '

14„7— DM sowie als Ersatz für Mehrverschleiß an Kleidern und

Wäsche ein Betrag von monatlich 5„—— DM zuerkannt worden°

Der Bescheid vom 20 Juni 1961 geht von der nach 5 51 Abso1

BVG nE erhöhten Grundrente von 105,—— DM? einem Ersatz für

Wäscheverschleiß von monatlich 5,—— DM und einem Betrag von

540,—— DM monatlich aus, der — ohne Berücksichtigung von

Bhebatten— und Kinderzuschlägen — die Zahlung der Ausgleichs—
rente ausschließtn Da der Kläger auf Grund des Inkrafttre—

tens des 10 KDG im Vergleich zu dem früheren Rechtszustand

höhere Gesamtbezüae erhalten hat‚ bedarf es auch nicht der

_91'._

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_9_.

Prüfuno, ob die Ähderunö der AusBleichsrente allein auf

die mit dem 4° April 49b4 durch Erhöhung des Einkommens

eingetretene Änderunö der Verhältnisse zurückzuführen '

isto Ob der hläöer — unabhänöib von dem ihm nach dem

Urteil des SG verbleibenden Betrag von 70,—— DM — den

Rest von 426‚—— DM zurückzahlen muß„ hängt davon ab,

ob die Voraussetzunöen des % 47 Abs() 2 des Verwaltungsver—

Iahrensbesetzes (VeerG) idF des 4„ NOG erfüllt sind‚

ob insbesondere der hläöer wußte oder wissen mußte, daß

ihm die Leistung nicht oder nicht in der 5ewährten Höhe
zustand ($ 47 Abs„ 2 Buchsto a

VeerG)° Insoweit wird

noch auszuiühren sein, ob die ■evisionsrüöe des Beklaoten

bebründet ist, das LSG habe zu Unrecht festbestellt‚ daß

der Kläber daraui habe vertrauen dürfen„ daß ihm die Aus—

bleichsrente bis zur Zustellung des Neufeststellunbsbe—

scheides zustand°

Der für den Rest von 70,—— DM Öeltend gemachte Anspruch

des hläbers auf belassung ist in Höhe von 509—— DM begrün—

dem Nach 5 so a Abs, 2 BVGnF gilt ein Betrag bis zu
>‚—« DM monatlich nicht als Überzahlung, wenn die endgül—

tig festgestellte AusEleichsrente niedriöer als die im

Feststellunbszeitraum vorläufiö gezahlte Ausbleichsrente

ist° Im vorliegenden Fall ist die Ausgleichsrente nun aber

nicht vorläufib‚ sondern für die Zeit vom 4° Juni 4}60

bis zum 5/0 Juli 4964 nur endöültiö festgestellt worden°
In dem Urteil des Bundessozialberichts CBSG) vom 45„April

49b4 (BSG 44, 448, 452 f£„) ist dazu entschieden worden,

daß eine nach altem Recht festbestellte Ausgleichsrente,
die von der Versoröungsbehörde mit Wirkung vom Inkraft—

treten des neuen Rechts an als "endöültiöe Ausgleichs—

rente" festgesetzt wird, unter entsprechender Anwendung

des 5 60 a Abs„ 2 BVG wie eine "vorläufiö bezahlte Aus—
‘bleichsrente" anzurechnen ist° Der erkennende Senat tritt

dieser Auffassung grundsätzlich bei° @60 a Abs° 4 Satz 7
BVG nF enthält Jedoch für den Fall‚ daß eine Einkommens-
erhöhunö die Zahlunb einer Ausgleichsrente für mindestens

drei zusammenhänbende Monate ausschließt, eine Sonderre-

Selunbg in diesem Falle endet der Feststellunbszeitraum
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mit dem Monat, der der hinkommenserhöhunb voran„ehto Die

bildunb eines "Feststellunöszeitraumes"‚ doh° eines Zeit—

raumes für die vorläufibe Feststellunö und Zahlunb einer
Rente? ist hier somit ausöeschlosseno Die hinkommenserhöhunö

ist im Falle des hläbers am 40 April 4964 einbetreteno Für

die Zeit vom 4„ April 4964 bis zum 540 Juli 4964 war das Ein—

kommen dabei so hoch‚ daß es die Zahlung einer Ausbleichsrente

ausschloß° Damit entfiel die Möblichkeit‚ die vom 40 April

4964 an bezahlte Rente als vorläufib gezahlte Rente anzusehen

und als solche endbültib abzurechnen; vielmehr war‚ wie das

BSG in dem Urteil vom 6„ Oktober 4964 — 40 EV 4059/62 — dar—

belebt hat, diese Rente in eine endgültig Iestöestellte Monte

umbewandelt worden (V51n auch BSGUrteil vom 460 Februarp496b

— 40 KV 299/62
—‚ das den Fall einer Einkommenserhöhung vor

Inkrafttreten des 4„ hOG betrifft)° Diese Öesetzliche Rechts—
Iol„e schloß Jedoch für die Zeit vom 49 Juni 4960 bis zum

540 März 4964‚ in der der hläber als Ausbleichsrente die be-

zübe erhalten hat, die ihm ab 40 April 4960 durch Bescheid

vom 45° Mai 4960 zuerkannt waren‚ eine vorläufibe Feststel—

lunb nicht aus„ Sie bilt mit Rucksicht auf die spätere Ein—

kommenserhöhunb nur als vorverlebto Zwar stand dem hläber

auf Grund der Feststellunben in dem Bescheid vom 20 Juni

4964 auch für die Zeit vom 4„ Juni 4960 bis zum 540 März 4964

keine Ausbleichsrente zu() Denn dem tatsächlichen Nettoeinkomw

men von 50660‚60 DM für diesen Zeitraum stand ein Betraö von
39400‚—— DM gegenüber? der ohne Berücksichtigunb des Bhe3at—

tenzuschlages und der Kinderzuschläge bei einem MdE—Grad von
70'VQHO die Zahlunö einer Ausgleichsrente ausschloßo Von

diesen Zuschläöen waren aber bemäß den @@55 a Satz 29 55 b
Abs„ 4 Satz 2 Buchsto b BVG nF 4069—— DM (250„—— + 509——DM

+ 400‚—— DM) auf das den Betrag von 50400,—— DM übersteibende
Nettoeinkommen anzurechnenu Der Kläger hatte somit*in diesem

Zeitraum im Verbleich zu dem Betraö von 50800„—— ÜM ein um
60‚—— DM höheres Einkommen‚ einen Betrag also? der die Zah—

lunb einer Ausbleichsrente ausschloßo Im Unterschied zu dem

in demUrteil des BSGvom480 Februar 19e5 —40 nv 299/62 —
entschiedenen Fall beruhte hier die Überzahlunb vom 40 Juni

4960 an aber nicht auf einer Erhöhung des Einkommens() Vielmehr
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hat der Klä5er vom 40 Juni 4960 bis zum 34° März 4964

dasselbe Gehalt bezoöen‚ das schon der Feststellung im

Bescheid vom 450 Mai 4960 zuörunde gelegen hatte; näm—

lich 557,92 DM monatlicho Da der Weifall der Ausgleichs—

rente im Bescheid vom 20 Juni 4964 für die Zeit vom 4„Juni

4960 bis zum 540 März 4964 somit nicht auf einer Einkommens—'

erhöhuna beruhte‚ kann auch die Sondervorschrift des 5 60 a

Abs° 4 Satz 7 BVG nF au£ diesen Zeitraum nicht angewendet

werden° Es war also die Möglichkeit gegeben, die in diesem

Zeitraum bezahlte Kente als vorläufig öezahlte Rente anzu—

sehen und sie bei der Neufeststellung auf Grund endgültiber

Feststellung abzurechnen, dgh° es verblieb für diesen Zeit—

raum bei der entsprechenden Anwendunö des 9 60 a Abso 4

BVG, wonach in der Regel die Ausgleichsrente zunächst vor—

läufib und dann endöültiö festzustellen ist° Die vorläufi—

be FeststellunÖ wird hier für die Zeit bis zum 54° März

4964 durch die Zahlunö der auf Grund des früheren Rechts

bewilliöten Ausgleichsrente entsprechend den in BSG 44,

448 enthaltenen Grundsätzen ersetzt° Der Kläger hatte'so—

mit, da er vom 40 Juni 4960 bis zum 54° März 4964 eine

Ausbleichsrente von 44,—— DM monatlich bezoöen hatte) An—

spruch auf den Schonbetraö von 5,—— DM monatlicho Die Rück-

forderung des Beklagten ist im Betrag von 509—4 DM für

diesen Zeitraum von zehn Monaten deshalb nicht begründet°

Ob der Beklaüte berechtigt ist, den danach noch bestehenden

Restbetrag von 446‚—— DM zurückzufordern9 hänöt davon ab?

ob der Kläber sich mit Erfolb auf % 47 Abs„ 2 VeerG be—
rufen kanno Zur Beantwortung dieser Frage fehlt es an den

erforderlichen Feststellungen‚ und zwar nicht nur hinsicht—

lich der Gutbläubiökeit des hläbers, sondern auch hin—

sichtlich der Vertretbarkeit der Rückforderunb wegen sei—

ner wirtschaftlichen Verhältnisse„ Mit Recht beanstandet
der beklabte die Feststellung des LSG, der hläöer habe
darauf vertrauen dürfen‚ daß ihm die (gesamte) Ausgleichs—

rente bis zur Zustellung des Neufeststellungsbescheides
zu—

steheo Auf Grund der Anzeigen des hlägers vom 24„ November

4959 und 4„ Mai 4960 über die Erhöhunö seines Einkommens

waren die Neufeststellunbsbescheide vom 80 Dezember 4959
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und 150 Mai 4960 erlassen wordeno Auf Grund der mit seinem

Schreiben vom 160 Mai 4961 mitöeteilten weiteren hrhöhunb

seines Einkommens mußte der hlä5er mindestens für die Zeit

vom 10 April 7961 an mit einer niedriberen Ausgleichsrente

(oder auch deren W„Efall) rechneno Etwas anderes konnte er

auch nicht schon deshalb annehmen, weil der vor dem Einbanö

dieses Schreibens erteilten hassenanweisunö eine Grundrente

. von 405,—— DM (auf Grund des 40 DOG), eine Ausgleichsrente

von 14,—— DM und als Ersatz für hleiderverschleiß 5,—— DM

zubrunde belegt worden vareno Die Zahlunö und ihre Anweisunö

hatten keineswegs den Charakter einer Regelunb durch Verwal—

tunbsakto Der Klää€f mußte deshalb trotz dieser Zahlungen

begebenenfalls damit rechnen, daß die Einkommenserhöhung die

Höhe der Ausgleichsrente bei der Neufeststellunb beeinflussen

werdeo Da die Rüge des Beklagten somit begründet ist und das

Rovisionsgericht die hiernach erforderlichen Feststellungen

nicht selbst treffen kann, war die 5ache zur Entscheidung über

die ■estforderunö von 146,—— DM zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das LSG zurückzuverweiseno

Die Kostenehtscheidung bleibt der das Verfahren abschließenden

Entscheidung vorbehalten°
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